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HANDLUNGSMÖGLICHKEITEN FÜR KOMMUNEN 

IM KLIMASCHUTZ UND BEI 

DER KLIMAFOLGENANPASSUNG

HERAUSFORDERUNG Kommunale Entscheidungsträger und Kommunen stehen vor einem 

vielfältigen Angebot an Informationen und möglichen Fördermitteln.

INFORMATIONEN Diese Reihe informiert Sie über Grundlagen, notwendige Strukturen und 

konkrete Handlungsansätze.

UMSETZUNG Der Einstieg in Ihre kommunalen Klimaschutz- und Klimaanpassungs-

aktivitäten wird durch bewährte Maßnahmen erleichtert.



Um das Ziel der klimaresilienten Quartiere, 

Gemeinden und Städte zu erreichen, kommen 

viele Instrumente in Frage. Grundsätzlich gibt 

es solche, die als rechtlich bindend gelten und 

andere, die eher einen konzeptionellen oder 

strategischen Charakter besitzen. 

Instrumente ohne rechtliche Bindung in 

dieser Handreichung: 

Kommunale Konzepte, Rahmen- und Ent-

wicklungspläne: Es gibt eine Vielzahl unter-

schiedlicher Namen für Dokumente, die 

ein Leitbild enthalten und eine gewünschte 

Rahmen-, und Entwicklungspläne zählen 

-

-

tische Beteiligungsprozesse gesteuert und 

festgehalten werden. Ideen können völlig frei 

entwickelt und Themen miteinander gedacht 

werden. Diese Instrumente geben den Frei-

raum für interdisziplinäre Gestaltung. Wichtig 

ist, dass sich zu den Ergebnissen bekannt wird, 

idealerweise sollten die Instrumente dieser Art 

in der Kommune formell beschlossen werden.  

Instrumente mit rechtlicher Bindung in 

dieser Handreichung: 

Flächennutzungsplan (nach Baugesetz-

buch): Der Flächennutzungsplan oder auch 

vorbereitender Bauleitplan genannt, wird für 

das gesamte Gebiet einer Kommune erstellt 

der Kommune. Alle Flächen werden in einer 

Kartendarstellung einer aktuellen bzw. 

-

-

mationen und wird durch eine Begründung, 

einen Umweltbericht und eine zusammen-

fassende Erklärung ergänzt. Im Bebauungs-

plan werden die Vorgaben konkretisiert. Der 

Flächennutzungsplan muss die Vorgaben 

auch des Landesentwicklungsplans berück-

-

machen“ ab Kapitel 3.2 auf Seite 26. 

Bebauungsplan (nach Baugesetzbuch):

Der Bebauungsplan oder verbindliche Bauleit-

plan wird für Teile des kommunalen Gebietes 

einzeln aufgestellt und enthält verbindliche 

Vorgaben (Festsetzungen) für Nutzung und 

-

nutzungsplan gibt der Bebauungsplan gesetz-

Bäumen vorgeschrieben werden. Die Kom-

munen haben mit dem Bebauungsplan ein 

Die kommunale Planung
Kommunen nehmen eine Schlüsselrolle bei den Aktivitäten zur Begrenzung des Klima-
wandels und zur Anpassung an die Klimawandelfolgen ein. Durch den Klimawandel und seine 
Folgen sind nahezu alle kommunalen Handlungsfelder betroffen: von der integrierten Stadt-
entwicklung über gebäudebezogene Maßnahmen, Stärkung urbaner Grünstrukturen bis hin 
zum Thema Verkehr und Mobilität. Durch die kommunale Planungshoheit können Kommunen 
verschiedene Entwicklungen richtungsweisend steuern und damit direkt das Umfeld der 



mächtiges Steuerungswerkzeug und können 

für den Bebauungsplan gibt es eine allgemeine 

Begründung, einen Umweltbericht und eine 

zusammenfassende Erklärung. Konkrete 

-

Kapitel 3.2 auf Seite 26.

Gestaltungssatzung (nach Hessischer 

Bauordnung): Kommunen können für einen 

Stadtteil oder das ganze Stadtgebiet Satzun-

gestalterischem Charakter für ein klima-

angepasstes Quartier vorgeschrieben sind. 

So können nicht nur neue Vorhaben gesteuert 

werden, sondern auch die Entwicklung in   

Bestandsgebieten. Die Inhalte können als 

Satzung auch Bestandteil eines Bebauungs-

plans werden. 

Baumschutzsatzung (nach Hessischem 

Naturschutzgesetz): Kommunen können 

Satzungen zum Schutz von Bäumen und 

geschlossenen Gehölzbeständen erlassen, um 

auf privaten Flächen die grüne Infrastruktur 

zu erhalten und zu sichern und bei Fällungen 

Entwässerungssatzung (nach Hessischem 

Wassergesetz): -

gesetz kann durch eine Satzung geregelt 

werden, wie mit Niederschlagswässern 

umgegangen wird. Kommunen können bei-

spielsweise fordern, dass Niederschlagswasser 

gesammelt, verwertet, versickert, verdunstet 

und/oder gedrosselt abzuleiten ist. 

Stellplatzsatzung (nach Hessischer 

Bauordnung): Stellplatzsatzungen regeln 

-

Die Bauordnung lässt den Kommunen den 

dass bis zu einem Viertel der Stellplätze 

werden. Ebenso kann geregelt werden, dass 

Bereitstellung von Car-Sharing Fahrzeugen 

Errichtung von Stellplätzen verzichtet wird. 

Versickerung von Niederschlägen kann eben-

Anlagen gefordert werden.

Auch mit Verträgen können viele Klima-

umgesetzt werden. Beispielsweise in städte-

baulichen Verträgen oder Kaufverträgen lässt 

sich einiges regeln:   

Städtebaulicher Vertrag (nach Baugesetz-

buch):  Diese Verträge können von Kom-

um die Entwicklung eines bestimmten 

Gebietes vertraglich zu regeln. In ihnen 

können umfassende Regelungen verein-

bart werden, zum Beispiel zur Nutzung der 

Energieversorgung oder der Gestaltung. Auch 

sogenannte vorhabensbezogene Bebauungs-

städtebaulichen Verträgen nach dem Bau-

gesetzbuch durchgeführt. 

Kaufverträge: Ist die Kommune Grundstücks-

eigentümer, können im Grundstückskauf-

werden, die die Käuferin oder den Käufer 

der Nutzung von Energiequellen und weite-

Steht der Kaufvertrag in Zusammenhang mit 

der Bauleitplanung kann es sein, dass der 

Vertrag rechtlich als städtebaulicher Vertrag 

angesehen wird und auch dessen Kriterien 

nach Baugesetzbuch erfüllen muss. Die Ein-

holung rechtlicher Expertise ist unumgänglich.



Klimawandelanpassung

-

-

-

-
-

Klimaschutz und Klimaanpassung

-

-

-

-

-



Die Hitzebelastung und Aufheizung von Gebäuden hängt 

-
hindern das Aufheizen der Fassade und des Gebäudes.

Gestaltungs satzung vorgeschrieben werden bzw.  

-

-

-

Gestaltungssatzung

Entwässerungssatzung
-

Kaufvertrag



Klimaschutz
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-

-

-

-
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-

-
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www.Klima-Kommunen-Hessen.de 

-
-

www.hlnug.de/themen/klimawandel-und- 

anpassung/handlungshilfen


